
 
 
Große Kreisstadt Backnang 
Gemarkung Backnang 
Flur Steinbach 
 
T E X T L I C H E   F E S T S E T Z U N G E N   U N D  

Ö R T L I C H E  B A U V O R S C H R I F T E N  

ZUM BEBAUUNGSPLAN „STEINBACHER STRASSE, ROSSLAUF“ 

Neufestsetzung im Bereich „Spinnerei, Straße Roßlauf, Weissach“ 
 
Änderung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB 
 
Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans wird der bisherige Bebauungsplan „Steinbacher Straße, 
Roßlauf“ (02.21/5) aufgehoben. 
 
Planbereich 02.21/6 
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A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
§ 9 Abs. 1 BauGB und §§ 1 - 23 BauNVO 
 
1 Art der baulichen Nutzung 
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1 - 15 BauNVO 
 
Gewerbegebiete (GE) 
§ 8 BauNVO 
 
Zulässig sind gemäß § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO Gewerbebetriebe aller Art (unter Ausschluss von 
Einzelhandelsbetrieben), Lagerhäuser und öffentliche Betriebe, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungs-
gebäude und Anlagen für sportliche Zwecke.  
 
Die gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO allgemein zulässigen Tankstellen sind unzulässig (gem. § 1 Abs. 
5 BauNVO). 
 
Die gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen werden gemäß § 1. Abs. 6 
BauNVO ausgeschlossen. 
 
 
2 Maß der baulichen Nutzung 
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16 - 21 BauNVO  
 
2.1 Grundflächenzahl (GRZ) und Geschossflächenzahl (GFZ) 
§ 19 Abs. 4 BauNVO  
 
Die GRZ wird als Höchstgrenze entsprechend Eintrag im Plan festgesetzt. 
Sollte sich unter Ausnutzung der Festsetzungen des Bebauungsplans eine Überschreitung der nach 
§ 17 BauNVO für Gewerbegebiete definierte Obergrenze für die GRZ (0,8) und GFZ (2,4) ergeben, 
können diese entsprechend §17 Abs.2 BauNVO aus städtebaulichen Gründen überschritten werden. 
 
2.2 Höhe baulicher Anlagen 
§ 9 Abs. 3 BauGB, §§ 16 und 18 BauNVO 
 
Die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) wird entsprechend dem Planeinschrieb in Metern über NN fest-
gesetzt. Maßgeblich ist der Rohfußboden (RFB).  
 
Abweichungen von der festgesetzten EFH sind bis 30 cm nach oben zulässig. Abweichungen nach 
unten sind ausnahmsweise bis max. 30 cm zulässig. Die ordnungsgemäße Entwässerung muss si-
chergestellt sein. 
 
Die maximale Gebäudehöhe (GH), Traufhöhe (TH), oder Firsthöhe (FH), wird als Höchstgrenze ent-
sprechend dem Planeinschrieb in Metern über Normalnull festgesetzt. 
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3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche und Stellung der baulichen Anlagen. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und §§ 22 - 23 BauNVO 
 
3.1 Bauweise 
§ 22 BauNVO 
 
Die Bauweise wird entsprechen Eintrag im Plan festgesetzt.  
 
 = besondere Bauweise = offene Bauweise, jedoch sind Gebäude mit einer Länge über 50 m zulässig. 
 
3.2 Überschreitung der Baugrenze 
§ 23 BauNVO 
 
Die Baugrenze kann nach Osten um max. 5 m auf einer Länge von max. 45 m durch ein Vordach 
überschritten werden.  
 
3.3 Stellung der baulichen Anlagen 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
 
Die Stellung der baulichen Anlagen wird entsprechend Eintrag im Plan festgesetzt.  
 
 
4 Flächen für Stellplätze und Garagen 
§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
 
Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Garagen sind nur in-
nerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.  
 
 
5 Verkehrsflächen 
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB  
 
Die Aufteilung der in der der Planzeichnung festgesetzten Verkehrsflächen ist nachrichtlich darge-
stellt.  
 
5.1 Ein- und Ausfahrtsbereiche 
Grundstückszu- und -abfahrten sind nur innerhalb der in der Planzeichnung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 
11 BauGB festgesetzten Bereiche zulässig.  
 
 
6 Rückhaltung von Niederschlagswasser 
§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB 
 
Zur Rückhaltung von Niederschlagswasser sind auf den Grundstücken Anlagen zur Rückhaltung von 
Niederschlagswasser (Retentionszisternen) vorzusehen.  
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Pro 100 m² angeschlossene Dachfläche ist ein Rückhaltevolumen von 2 m³ und ein Drosselabfluss 
von 0,15 l/s umzusetzen. Für die Rückhaltung ist ein Mindestvolumen von 2 m³ erforderlich. Es 
muss sichergestellt sein, dass das Rückhaltevolumen über eine Drosseleinrichtung entleert wird, 
damit dies beim nächsten Regenereignis wieder für die Rückhaltung vollständig zur Verfügung steht. 
Bei ausgeführter Dachbegrünung kann die Rückhaltung entfallen. 
7 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB  
 
Das in der Planzeichnung festgesetzte Geh- und Fahrrecht ist zugunsten der Allgemeinheit zu be-
lasten.  
 
 
8 Artenschutz 
 
Der Abbruch von Gebäuden und die Rodung der als Bruthabitat genutzten Gehölze ist nur außerhalb 
der Brut- und Aktivitätszeit von Vogel- und Fledermausarten (1. Oktober bis Ende Februar) zulässig. 
Darüber hinaus sind Kontrolluntersuchungen auf Baumhöhlen vorzunehmen (entsprechend der Be-
gründung, Punkt 8).  
Bei der Entnahme von Gehölzen in diesem Zeitraum darf kein schweres Gerät verwendet werden, um 
die ggf. im Winterschlaf befindliche Haselmaus nicht zu beeinträchtigen. Der Eingriffsbereich darf 
lediglich freigestellt werden, das bedeutet, dass die Gehölze oberirdisch gefällt werden. Die Ent-
nahme von Wurzeln ist in diesem Zeitraum nicht möglich. Die Entnahme von Wurzeln (Rodung) 
erfolgt erst nach dem Winterschlaf der Haselmaus ab Juni, um potenziell vorkommende Individuen 
nicht zu beeinträchtigen.  
 
9 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen  
§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
 
Aufgrund der Ergebnisse der Schalltechnischen Untersuchung des Ingenieurbüros SoundPlan ist 
durch die Nähe zu schutzbedürftigen Immissionsorten eine gewerbliche Nutzung im Nachtzeitraum 
(22 – 6 Uhr) unzulässig. 
 
 
10 Anpflanzen, Bindung und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstiger Bepflanzung 
§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 
 
10.1 Pflanzgebote  
§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 
 
Pflanzgebote für Einzelbäume  
Die als Pflanzgebot festgesetzten Bäume sind je ein Laubbaum nach GALK-Liste zu pflanzen und 
dauerhaft zu schützen und ggfs. wertgleich zu ersetzten. Der Standort der Bäume kann von der 
Planzeichnung geringfügig abweichen. 
Flächenhafte Pflanzgebote 
Die im Plan mit pfg gekennzeichnete Fläche ist gärtnerisch anzulegen zu erhalten und ggfs. wert-
gleich zu ersetzten.  
 
Begrünung von Stellplatzanlagen  
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Bei Stellplatzanlagen ist je 6 PKW-Stellplätze ein großkroniger, heimischer Laubbaum oder ein Laub-
baum nach GALK-Liste zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und ggfs. wertgleich zu ersetzen.  
 
10.2 Pflanzbindung 
§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 
 
Flächenhafte Pflanzbindung 
Auf der im Plan mit pfb gekennzeichneten Fläche ist die vorhandene Bepflanzung in ihrem Charakter 
dauerhaft zu erhalten zu pflegen und ggfs. wertgleich zu ersetzen. 
 
 
B. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
§ 74 LBO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB 
 
1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
1.1 Im Geltungsbereich sind nur die in der Planzeichnung festgesetzten Dachformen und Dach-

neigungen zulässig.  
 
1.2 Dachgauben und Dacheinschnitte sind unzulässig. 
 
1.3 Dachdeckungen aus Blei-, Kupfer- oder Zinkblech müssen beschichtet oder ähnlich behandelt 

sein, damit ein Schadstoffabtrag durch Regenwasser vermieden wird. 
 
2 Gestaltung von Freiflächen und Einfriedigungen 
2.1 Bei der Anlage befestigter Flächen wie z.B. Wege, Terrassen, Zufahrten sind nur wasser-

durchlässige Befestigungen zulässig. Ausgenommen sind Zufahrten und Anlagen, die zur 
Herstellung der Barrierefreiheit erforderlich sind oder wenn andere Rechtsbestimmungen 
entgegenstehen.  

 
2.2 Einfriedigungen im Gewerbegebiet sind bis zu einer Höhe von 2,0 m zulässig. Im Bereich von 

Ein- und Ausfahrten ist zu gewährleisten, dass durch die Einfriedigungen die Sichtfelder 
nicht beeinträchtigt werden. 

 
2.3 Die Verwendung von Stacheldraht als Einfriedigung ist nicht zulässig. 
 
 
3 Werbeanlage 
 
Im Gewerbegebiet sind nur Werbeanlagen an der Stätte der Leistung zulässig. Fremdwerbung ist 
unzulässig. Werbeanlagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche in die Fassade 
integriert zulässig. Sie dürfen nicht auf dem Dach angebracht werden. 
An Gebäudefassaden dürfen sie 2/3 der Fassadenbreite bzw. max. 7,5 m Länge nicht überschreiten. 
Die Schriftgröße darf max. 2,0 m betragen.  
Beleuchtete Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht und Booster (Licht-
werbung am Himmel) sowie Werbeanlagen als Kastenkörper sind unzulässig. 
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C. KENNZEICHNUNG 
§ 9 Abs. 5 BauGB 
 
1 Altlasten 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich das Flurstück Nr. 534, welches im Boden-
schutz- und Altlastenkataster (BAK) als Altlastverdachtsfläche "Spinnerei 59" mit dem Handlungs-
bedarf "B" (Belassen) und dem Kriterium "Anhaltspunkte, derzeit keine Exposition" erfasst. Dieser 
Altlastenstandort wird in den Bebauungsplan gekennzeichnet.  
 
Bei Planungen auf dieser Fläche ist das Merkblatt „Bauen im Bereich altlastenverdächtiger Flächen“ 
des Landratsamts Rems-Murr-Kreis zu beachten. Bei Baumaßnahmen auf dieser Fläche ist eine früh-
zeitige Absprache mit dem Landratsamt Rems-Murr-Kreis, Geschäftsbereich Umweltschutz zweckmä-
ßig. 
 
 
D. NACHRICHTLICH ÜBERNOMMENE FESTSETZUNGEN AUFGRUND ANDERER 

RECHTSVORSCHRIFTEN 
§ 9 Abs. 6 BauGB 
 
1 Denkmalschutz 
 
1.1 Bodenfunde 
Auf die Meldepflicht von Bodenfunden gemäß § 20 Denkmalschutzgesetz wird hingewiesen. Sofern 
bei Ausgrabungsarbeiten Bodenfunde entdeckt werden, sind diese unverzüglich der Stadt Backnang 
oder dem Regierungspräsidium Stuttgart Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Der Fund und 
die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu 
erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde (Stadt Backnang) oder das Regierungspräsidium 
Stuttgart mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist (§ 20 DSchG). 
 
2 Wasserrecht 
Auf Grund der Regelungen des Wassergesetzes für Baden-Württemberg vom 27.11.2013 ist innerorts 
ein Gewässerrandstreifen von 5 m Breite (gemessen ab der Böschungsoberkante) von jeglicher Be-
bauung freizuhalten.  
Die Gewässerrandstreifen dienen der Erhaltung und Verbesserung der ökologischen Funktionen ober-
irdischer Gewässer, der Wasserspeicherung, der Sicherung des Wasserabflusses sowie der Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen.  
Es gelten auch die Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes. 
 
3 Hochwasserschutz 
Bei der im Geltungsbereich gekennzeichneten Linie handelt es sich um die HQ100-Linie aus den 
Hochwassergefahrenkarten, Stand 07.08.2009. Eingriffe im Überschwemmungsgebiet bedürfen einer 
wasserrechtlichen Genehmigung.  
In den hochwassergefährdeten Gebieten gelten die Bestimmungen der Anlagenverordnung wasser-
gefährdender Stoffe (VAwS).  
Die Belange des Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge, Leitlinien des Landes Baden-
Württemberg, Hochwassergefahr und Strategien zur Schadensminderung, müssen beachtet werden. 
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E. HINWEISE 
 
1 Bodenschutz 
Die Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodschG), insbesondere § 4 sind im Zuge 
aller Baumaßnahmen einzuhalten. In diesem Sinne gelten die getroffenen Regelungen des Landrat-
samtes Rems-Murr-Kreises, Merkblatt „Bodenschutz bei Baumaßnahmen“ vom 01.06.2016. 
Für den Umgang mit Böden, die zur Rekultivierung vorgesehen sind, insbesondere für deren Lage-
rung und Einbringung, gelten die Vorgaben des Hefts 10, Luft-Boden-Abfall des Ministeriums für 
Umwelt, Baden-Württemberg. 
Werden bei Erdbewegungen Untergrundverunreinigungen festgestellt, so sind diese dem Landrats-
amt, Amt für Umweltschutz, Fachbereich Boden- und Grundwasserschutz mitzuteilen. 
 
 
2 Grundwasserschutz 
Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit Grundwasserfreile-
gungen gerechnet werden muss, sind der Unteren Wasserbehörde rechtzeitig vor Ausführung anzu-
zeigen. Sollte im Zuge der Baumaßnahmen Grundwasser erschlossen werden, so sind die Bauarbeiten 
unverzüglich einzustellen und das Landratsamt Rems-Murr-Kreis als Untere Wasserbehörde zu be-
nachrichtigen. Jede Grundwasserableitung im Zuge einer Baumaßnahme bedarf unabhängig von der 
Menge und Dauer der behördlichen Zustimmung. Das Einlegen von Drainagen zur dauerhaften Grund-
wasserableitung nach Abschluss der Bauarbeiten ist nicht zulässig. Das Hinweisblatt Nr. 1 des Land-
ratsamtes Rems-Murr-Kreis, "Bauen im Grundwasser" ist zu beachten. 
 
 
3 Beseitigung Niederschlagswasser 
Entsprechend § 55 Abs.2 Wasserhaushaltsgesetz soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrie-
selt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet 
werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch 
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 
Durch die Bebauung darf der Wasserabfluss des Grundstücks nicht erhöht werden. 
 
 
4 Artenschutz 
Hierzu wurde eine artenschutzrechtliche Vorprüfung durch die Gruppe für ökologische Gutachten, 
Stuttgart, Juni 2018, erstellt. Auf die Darstellungen wird verwiesen. 
 
 
5 Immissionsschutz 
Vom Büro Soundplan GmbH wurde eine schalltechnische Stellungnahme zur Bebauungsplanänderung 
vorgelegt (10.12.2018). Auf die Darstellungen wird verwiesen.  
 
 
6 Nachbarschutz 
Bei der Gestaltung der privaten Grundstücksflächen sind insbesondere die Bestimmungen des Nach-
barrechtsgesetzes Baden-Württemberg zu beachten. 
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G e f e r t i g t : Backnang, 12.10.2020 
Stadtplanungsamt 
 
 
gez. Großmann 
 
 
 
 
 
Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss am                durch den Gemeinderat  
§ 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 1 BauGB 
 
Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungs- und Auslegungsbeschlusses am               
§ 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 3 BauGB 
 
Öffentliche Auslegung vom                     
§ 3 Abs. 2 BauGB 
 
Satzungsbeschluss am                   durch den Gemeinderat 
§ 10 Abs. 1 BauGB 
 
 
Der Bebauungsplan ist unter Beachtung des vorstehenden Verfahrens vom Gemeinderat am                    
als Satzung (§ 10 BauGB) beschlossen worden. Er wird hiermit ausgefertigt. 
 
 
Backnang,  
 
 
gez. Janocha 
Erster Bürgermeister 
 
 
In Kraft getreten am                     
Mit öffentlicher Bekanntmachung in der Backnanger Kreiszeitung 
§ 10 Abs. 3 BauGB 
 
 
 
Die Übereinstimmung dieser     Fertigung des genehmigten Lageplans mit dem Originalplan 
wird hiermit beurkundet. 
 
 
 
Backnang,                       
Stadtplanungsamt 
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